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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2005 Ausgegeben am 30. Juni 2005 Teil 11

205. Verordnung: Dienstrechtsverfahrens-, Personalstellen- und
Ubertragungsverordnung 2005 - DPU-VO 2005

205. Verordnung der Bundesministerin fiir Inneres iiber die Regelung der Zustindigkeit
in Dienstrechtsangelegenheiten der Beamten und Vertragsbediensteten des

Bundesministeriums  fiir  Inneres, die _ Einrichtung von  Bezirks- und
Stadtpolizeikommanden sowie iiber die Ubertragung von Angelegenheiten an
Bundespolizeidirektionen, = Bezirks- und  Stadtpolizeikommanden und  das

Landespolizeikommando  Wien _ (Dienstrechtsverfahrens-,  Personalstellen- und
Ubertragungsverordnung 2005 - DPU-VO 2005)

Auf Grund des § 2 Dienstrechtsverfahrensgesetz 1984 (DVG), BGBI. Nr. 29, zuletzt gedndert durch
das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 119/2002, des § 2e Vertragsbedienstetengesetz 1948 (VBG), BGBI. Nr. 86,
zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 176/2004, sowie der §§ 7 Abs. 4a und 10 Sicher-
heitspolizeigesetz (SPG), BGBI. Nr. 566/1991, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. 1
Nr. 151/2004, wird verordnet:

§ 1. Nachgeordnete Dienststellen gemial3 § 2 Abs. 2 zweiter Satz DVG (Dienstbehdrden I. Instanz)
und geméil § 2e Abs. 1 zweiter Satz VBG (Personalstellen), die nach ihrer Organisation und personellen
Besetzung zur Durchfiihrung der Dienstrechtsangelegenheiten geeignet sind, sind:

1. die Sicherheitsdirektionen fiir den Bereich dieser Behorde sowie der ihnen unterstellten Bundes-
polizeidirektionen, sofern im Folgenden nichts anderes bestimmt wird,

2. die Landespolizeikommanden mit Ausnahme des Landespolizeikommandos Wien, sofern im
Folgenden nichts anderes bestimmt wird,

3. das Bildungszentrum Traiskirchen fiir simtliche im Bundesministerium fiir Inneres eingerichtete
Bildungszentren,
4. das Bundesasylamt.

§ 2. (1) Den Bundespolizeidirektionen mit Ausnahme der Bundespolizeidirektion Wien werden ge-
mal § 7 Abs. 4a SPG sdamtliche dienstrechtliche Angelegenheiten als Dienstbehorde 1. Instanz (§ 2 Abs. 2
DVG) und gemédlB § 2e Abs. 1 zweiter Satz VBG (Personalstellen) der ihnen angehdrenden Bediensteten
(mit Ausnahme des Polizeidirektors) zur selbstindigen Besorgung mit Ausnahme folgender Angelegen-
heiten iibertragen:

. Versetzungen in den Ruhestand,

. Versetzungen gemal § 38 BDG,

. Dienstzuteilungen, soweit sie bescheidméaBig zu verfiigen sind,

. Feststellungen der Unzuléssigkeit der Ausiibung einer Nebenbeschiftigung,

. bescheidmiBige oder durch Dienstgebererklidrung erfolgende Feststellung, dass die Befolgung
eines Dienstauftrages zu den Dienstpflichten des Bediensteten zéhlt, sofern der Dienstauftrag von
einer der Bundespolizeidirektion {ibergeordneten Behorde stammt,

6. Belange von Vorschiissen und Geldaushilfen,
7. Arbeitsplatzbewertungen.
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(2) Die Bundespolizeidirektionen bedienen sich nach MaBgabe der ZweckméBigkeit und Wirtschaft-
lichkeit fiir die Durchfiihrung der ihnen nach Abs. 1 iibertragenen Angelegenheiten der bei den Sicher-
heitsdirektionen fiir diese Zwecke eingerichteten Organisationseinheiten.

§ 3. (1) Dem Landespolizeikommando Wien werden gemdl3 § 10 Abs. 4 SPG sémtliche dienstrecht-
liche Angelegenheiten als Dienstbehorde 1. Instanz (§ 2 Abs. 2 DVG) und geméal § 2e Abs. 1 zweiter Satz
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VBG (Personalstellen) der ihm angehorenden Bediensteten (mit Ausnahme des Landespolizeikomman-
danten) zur selbstidndigen Besorgung mit Ausnahme folgender Angelegenheiten iibertragen:

1. Versetzungen in den Ruhestand,

. Versetzungen gemil § 38 BDG,

. Dienstzuteilungen, soweit sie bescheidméfig zu verfiigen sind,

. Verwendungsénderungen, soweit sie bescheidmifig zu verfligen sind,

. Feststellungen der Unzuldssigkeit der Ausiibung einer Nebenbeschéftigung,

. bescheidméBige oder durch Dienstgebererkldrung erfolgende Feststellung, dass die Befolgung
eines Dienstauftrages zu den Dienstpflichten des Bediensteten zéhlt, sofern der Dienstauftrag von
einer dem Landespolizeikommando iibergeordneten Behorde stammt,

7. vorldufige Suspendierungen,
8. Belange von Vorschiissen und Geldaushilfen,
9. Arbeitsplatzbewertungen,
10. Nebentdtigkeiten sowie Bemessung ihrer Vergiitung, soweit sie bescheidmifig zu verfligen sind.
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(2) Dem Landespolizeikommando Wien werden gemdB § 10 Abs. 4 SPG weiters folgende Angele-
genheiten libertragen:
1. Planung und Festlegung der fiir den Wachkdrper erforderlichen Infrastruktur, wie beispielsweise
Unterkunft, Telekommunikation oder EDV,

2. Planung und Festlegung des Sachmittelbedarfes, wie beispielsweise fiir Kraftfahrzeuge, Waffen,
Einsatztechnik, Uniformierung oder Ausriistung fiir alle Organisationseinheiten und Dienststellen
des Wachkorpers,

3. Steuerung des gesamten Ressourceneinsatzes, wie insbesondere die bedarfskonforme Zuweisung
an alle Dienststellen und Organisationseinheiten des Wachkdorpers.

(3) Das Landespolizeikommando Wien bedient sich nach Mallgabe der ZweckméBigkeit und Wirt-
schaftlichkeit fiir die Durchfiihrung der ihm nach Abs. 1 und 2 iibertragenen Angelegenheiten der bei der
Bundespolizeidirektion Wien fiir diese Zwecke eingerichteten Organisationseinheiten.

§ 4. (1) Den Bezirkspolizeikommanden und den Stadtpolizeikommanden ausgenommen im Bereich
des Landespolizeikommandos Wien werden im Dienstrechtsmandatsverfahren (§ 9 Abs. 5 DVG) gemal
§ 10 Abs. 4 SPG in Verbindung mit § 3 DVV folgende Angelegenheiten iibertragen:

1. Bewilligung des Verbrauches von Erholungsurlauben, ausgenommen Vorgriffe auf kiinftige
Urlaubsanspriiche,

2. Gewihrung von Sonderurlauben bis zu sieben Kalendertagen,
. Riickberufung vom Erholungsurlaub innerhalb des Bundesgebietes,

. Gewadhrung von Dienstbefreiung fiir die Dauer eines Kuraufenthaltes oder fiir die Dauer der
Unterbringung in einem Genesungsheim,

5. vorldufige Suspendierung.

In Angelegenheiten der vorldufigen Suspendierung (§ 112 BDG) fungieren die Bezirkspolizeikommanden
und die Stadtpolizeikommanden als Dienstbehdrden (§ 97 BDG).

(2) Den Bezirkspolizeikommanden und den Stadtpolizeikommanden ausgenommen im Bereich des
Landespolizeikommandos Wien werden gemifl § 10 Abs. 4 SPG folgende weitere Angelegenheiten des
inneren Dienstes iibertragen:

1. die Organisation und Fiihrung des allgemeinen Streifen- und Uberwachungsdienstes im drtlichen
Wirkungsbereich des Bezirks- bzw. Stadtpolizeikommandos, ausgenommen grundsétzliche orga-
nisatorische Angelegenheiten,

2. auf der Grundlage behordlicher Auftrige oder sonstiger iibertragener Aufgaben die Durchfiih-
rung von Schwerpunkt- und Sondereinsitzen sowie sonstiger UberwachungsmaBnahmen, sofern
sie sich auf den oOrtlichen Wirkungsbereich des Bezirks- bzw. Stadtpolizeikommandos beschrén-
ken und keine iiberregionale Bedeutung haben,

3. die Erstellung von Dienstpldnen, abgestimmt auf die regionalen Gegebenheiten, die damit ver-
bundene Anordnung von Mehrdienstleistungen sowie die Uberpriifung derselben im Hinblick auf
die geltenden Vorschriften,

4. die Mitwirkung an der Aus- und Fortbildung der dem Bezirks- bzw. Stadtpolizeikommando un-
terstellten Bediensteten,
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5. die Behandlung von Beschwerden und sonstigen Eingaben, die an das Stadt- bzw. Bezirkspoli-
zeikommando gerichtet sind, Beamte des Bezirkes bzw. der Stadt betreffen und die Dienstauf-
sicht ansprechen,

6. die Erhebung der Umstinde der Ausiibung unmittelbarer Zwangsgewalt nach dem Waffenge-
brauchsgesetz 1969, BGBI. Nr. 149, durch die Exekutivbediensteten des ortlichen Zusténdig-
keitsbereiches sowie die Ergreifung notwendiger dienstrechtlicher Maflnahmen,

7. die Zuteilung von Dienstkraftfahrzeugen, sonstigen Einsatzmitteln und Ausriistungsgegenstinden
innerhalb des Bezirkes bzw. der Stadt,

8. die Dienstzuteilung von Beamten innerhalb des Bezirkes hochstens fiir die Dauer von insgesamt
90 Tagen in einem Kalenderjahr, ausgenommen die Erlassung von Bescheiden,

9. die Zustimmung zur Zuweisung von Sachgebieten an die unterstellten Bediensteten,
10. die Personaladministration,
11. die folgenden Angelegenheiten des Sachaufwandes:

a) Ankauf von geringwertigen Sachgiitern und Verbrauchsmaterialien sowie Vergabe der Auf-
trage fiir dringende Reparaturen,

b) Fiihrung der Zahlstelle, soweit eine solche eingerichtet ist,
12. sonstige 6konomisch administrative Angelegenheiten.
Entscheidungen gemiBl Abs. 1 Z 2, 4 und 5 sowie Abs. 2 Z 7 und 8 sind unverziiglich dem Landespoli-
zeikommando zu melden.

§ 5. Den Bezirkspolizeikommanden und den Stadtpolizeikommanden ausgenommen im Bereich des
Landespolizeikommandos Wien werden gemdll § 10 Abs. 4 SPG in Verbindung mit § 2e Abs. 3 VBG
folgende Angelegenheiten iibertragen:

1. Bewilligung des Verbrauches von Erholungsurlauben, ausgenommen Vorgriffe auf kiinftige
Urlaubsanspriiche,

2. Gewihrung von Sonderurlauben bis zu sieben Kalendertagen,

3. Riickberufung vom Erholungsurlaub innerhalb des Bundesgebietes,

4. Gewadhrung von Dienstbefreiung fiir die Dauer eines Kuraufenthaltes oder fiir die Dauer der
Unterbringung in einem Genesungsheim.

§ 6. Im ortlichen Wirkungsbereich jeder Bundespolizeidirektion mit Ausnahme der Bundespolizeidi-
rektion Wien wird ein Stadtpolizeikommando eingerichtet. Im &rtlichen Wirkungsbereich jeder Bezirks-
verwaltungsbehorde wird ein Bezirks - oder Stadtpolizeikommando eingerichtet.

§ 7. Die in dieser Verordnung verwendeten geschlechtsspezifischen Begriffe und Bezeichnungen
gelten fiir weibliche und ménnliche Bedienstete gleichermaf3en.
§ 8. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 2005 in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten die Verordnung des Bundesministers fiir Inneres iiber die Regelung der Zu-
stindigkeit in Dienstrechtsangelegenheiten der Beamten und Vertragsbediensteten des Bundesministeri-
ums flir Inneres (Dienstrechtsverfahrens- und Personalstellenverordnung - BMI 2003 - DVPV - BMI
2003), BGBI. Nr. II Nr. 609/2003, und die Verordnung des Bundesministers fiir Inneres betreffend Ange-
legenheiten des inneren Dienstes der Bezirksgendarmeriekommanden (Bezirksgendarmeriekommanden-
Verordnung - BGK-VO), BGBI. Nr. 268/1993, auler Kraft.

Prokop

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKANZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2017-11-27T12:19:26+01:00
Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e : Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prafinformation Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://lwww.bka.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




	bundesgesetzblatt

		2017-11-27T12:19:26+0100
	serialNumber=1026761,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




